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Ergebnisse aus dem World Café

Voraussetzung für klimaneutrales und umweltfreundliches 
Wirtschaften ist nicht nur die Integration planetarer Grenzen in 
die Unternehmenskultur, sondern auch ein stabiler politischer 
Rahmen, Allianzen und die Analyse des Ist-Zustands. 
Als Hemmnisse auf dem Weg zu klimaneutralem und 
umweltfreundlichem Wirtschaften wurden zum einen fehlende 
interne Ressourcen und die mangelnde Qualität und fehlende 
Vergleichbarkeit der Daten für die Energiebilanzierung genannt. 
Zum anderen Bürokratie und politische Unsicherheiten.  
Als Maßnahmen wurde die Festlegung und Überprüfung von 
Zielen, der Ausschluss bestimmter Rohstoffe/Herkünfte, 
Zertifizierung (vom Unternehmen/Produkten) und die Nutzung 
von Standards aufgeführt. Außerdem nachhaltige Bauweisen und 
Awarenessbildung bei Mitarbeitenden und Lieferanten.
Bei der Umsetzung unterstützen können unternehmensinterne 
Akteur*innen lokal oder im Konzern (Change, Einkauf, Human 
Rights, CSR Teams oder Arbeitsgruppen zu Klimaschutz und 
Lieferketten), lokale Netzwerke wie Partnerschaft Umwelt 
Unternehmen oder externe Akteur*innen (Branchenverbände, 
die IHK oder das Helpdesk Wirtschaft und Menschenrechte). 

Diskussion

Es herrscht Verunsicherung aufgrund der politischen Situation im 

Kontext des Umsetzungsgesetzes der CSDDD, da die Auflösung 

der Bundesregierung die angekündigte Umsetzung in dieser 

Legislaturperiode unwahrscheinlich macht. Feststeht, dass die 

Anpassung des LkSG bis Juli 2026 erfolgt. Das Sofortprogramm für 

untergesetzliche Maßnahmen zur praxisnahen Anwendung des 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes kann Orientierung bieten.

In Deutschland existieren bereits Umweltgesetze. Es wurde 

diskutiert, ob es durch die Integration von Umweltthemen ins 

LkSG zu Doppelungen kommt und ob durch das Erfüllen 

existierender Gesetze auch die Anforderungen des LkSG

abgedeckt sind. Die Umweltgesetze decken lediglich den eigenen 

Geschäftsbereich ab, sofern sich dieser in Deutschland befindet. 

Durch das LkSG erfolgt eine Ausweitung bestimmter 

internationaler Umweltstandards auf die Lieferkette und die 

Berücksichtigung der Wechselwirkungen zwischen Umweltrisiken 

und Menschenrechten.

Unsicherheiten bestehen bezüglich der Informationsbeschaffung. 

Viele internationale Umweltübereinkommen setzen eine 

Kenntnis der Produktzusammensetzung voraus, die nicht 

unbedingt gegeben ist. Durch die Ökodesignverordnung wird 

zukünftig ein Produktpass Pflicht, der ebendiese Informationen 

enthält. Bis dahin muss auf alternative Informationsquellen 

zurückgegriffen werden: so etwa Stichprobenanalytik, 

Lieferantenbefragungen, ggf. Zertifizierungen, Prozess-

dokumentationen im Rahmen eines Umweltmanagmentsystems

oder technische Dokumente wie Sicherheitsdatenblätter.

Umwelt im LkSG Helpdesk Wirtschaft und Menschenrechte

§ 2 Abs. 2 Nr. 9: Verbot der Herbeiführung einer schädlichen 
Bodenveränderung, Gewässerverunreinigung, Luftverunreinigung, 
schädlichen Lärmemission oder eines übermäßigen 
Wasserverbrauchs, die 
• die natürlichen Grundlagen zum Erhalt und der Produktion von 

Nahrung erheblich beeinträchtigt,
• einer Person den Zugang zu einwandfreiem Trinkwasser 

verwehrt,
• einer Person den Zugang zu Sanitäranlagen erschwert oder 

zerstört oder
• die Gesundheit einer Person schädigt.

Umweltrechtliche Rechtspositionen 
 Stockholmer Übereinkommen über persistente organische 

Schadstoffe (PoPs)
 Minamata Übereinkommen über Quecksilber
 Balser Übereinkommen über gefährliche Abfälle

Klimaplan in der CSDDD

Der Klimaplan beinhaltet eine Bemühenspflicht zur Sicherstellung 
der Vereinbarkeit der Unternehmensstrategie mit der Transition 
zu einer nachhaltigen Wirtschaft, dem 1,5 Grad Ziel und dem Ziel, 
bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Unternehmen müssen im 
Klimaplan Reduktionsziele für Scope 1-3 Emissionen darlegen.

Klimabilanzierung

Die Basis für die Ableitung von Reduktionszielen ist die 
Treibhausgas (THG) Bilanz. Sie schlüsselt energie- und 
emissionsrelevante Tätigkeiten eines Unternehmens, eines 
Projekts oder eines Produkts über einen Zeitverlauf auf. Durch die 
THG-Bilanz können Einsparpotenziale identifiziert und 
Klimaschutzinvestitionen zielgerichtet eingesetzt werden. 
Außerdem dient die Bilanz als Kommunikationsmedium mit 
Politik, Investor*innen, Personal und Kund*innen, die verstärkt 
einen Beitrag zum Klimaschutz erwarten

Bremer Energie-Konsens GmbH stellt kostenlos das CO₂-
Bilanzierungs-Tool: Ecocockpit zur Verfügung und unterstützt 
Unternehmen durch Beratungsangebote bei der THG-
Bilanzierung.

Nächster Runder Tisch

Stakeholder Engagement in menschenrechtlichen 
Sorgfaltsprozessen, 25.02.2025, 14:30-18:00 Uhr
Zusammenfassungen vergangener Runder Tische

https://ben-bremen.de/runder-tisch-nachhaltige-lieferketten/
https://www.csr-in-deutschland.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Dateien/sofortprogramm-massnahmen-praxisnahe-anwendung-lksg.pdf?__blob=publicationFile
https://wirtschaft-entwicklung.de/wirtschaft-menschenrechte
https://energiekonsens.de/
https://energiekonsens.de/unternehmen/co2-bilanz-tool?q=ecocockpit
https://energiekonsens.de/unternehmen
https://ben-bremen.de/runder-tisch-nachhaltige-lieferketten/

